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Vertraulich ! 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l Nr. 184 

 

vom 20. Mai 1920 

 

Anwesend: 

Alle Kabinettsmitglieder, ausgenommen die Staatssekretärs Dr. D e u t s c h, Dr. 

L ö w e n f e l d - R u s s, Dr. R a m e k und S t ö c k l e r; 

ferner die Unterstaatssekretäre Dr. E i s l e r, M i k l a s, Dr. T a n d l e r und Dr. W a i s s. 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamt für Volksernährung, Sektionschef Dr. Z e d t w i t z;  

ferner zu Punkt 2: von der Staatskanzlei Sektionsrat Dr. F r ö h l i c h, 

   vom Staatsamt für Inneres und Unterricht, Unterrichtsamt, Sektionschef 

   Dr. H e i n z, 

   vom Staatsamt für Inneres und Unterricht Sektionsrat R u b e r, 

   vom Staatsamt für Finanzen Oberfinanzrat Dr. E g g e r. 

 

Vorsitz: 

Staatskanzler Dr. R e n n e r. 

 

Dauer: 16.00 – 17.00. 

 

Reinschrift (4 Seiten), Konzept, Entwurf der TO 

Streng vertraulicher Anhang zum KRP über die Verhandlungen mit der czechoslovakischen 

Regierung über Staatsbürgerschaft und Minderheitsschutz (5 Seiten, Konzept!) 

Beilagen zum Anhang: 

Vortrag für den Kabinettsrat über die vom 4. bis 8. Mai in Prag stattgefundenen 

Verhandlungen (17 Seiten) 

Vertragsentwurf (8 Seiten) 

(Acht weitere Beilagen entnommen und dem folgenden KRP Nr. 185 beigelegt) 

 

Inhalt: 

1. Forderungen der Angestellten der Postsparkasse. 
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2. Verhandlungen mit der czechoslovakischen Regierung über Staatsbürgerschaft und 

Minderheitsschutz. 

 

1. 

Forderungen der Angestellten der Postsparkasse. 

Staatssekretär Ing. Z e r d i k berichtet, dass die Angestellten der Postsparkasse eine Reihe 

von Forderungen gestellt und einen Streik angedroht haben, falls diesen nicht bis zum 26. Mai 

1. J. Rechnung getragen werde. Die Forderungen seien derart weitgehend und präjudiziell, 

dass Redner nicht in der Lage sei, ihre Erfüllung in Erwägung zu ziehen. Er beabsichtige 

daher, die Vertreter der Angestellten rufen zu lassen und ihnen diesen Standpunkt mitzuteilen. 

Sollte es daraufhin wirklich zum Streik kommen, so sei der sprechende Staatssekretär 

entschlossen, der Bewegung ihren Lauf zu lassen. Da aller Wahrscheinlichkeit nach eine 

größere Anzahl von Beamten dem Ausstande fernbleiben dürften, werde es möglich sein, die 

notwendigsten internen Geschäfte weiterzuführen; die Einzahlungen müssten allerdings 

gesperrt werden, doch ließen sich Einrichtungen treffen, um den dringendsten Geldverkehr 

unter Zuhilfenahme anderer Stellen soweit aufrecht zu erhalten, dass der Staat und die 

Öffentlichkeit sich eine geraume Zeit hindurch ohne die Postsparkasse behelfen könnten. Ein 

Anschluss anderer Gruppen an einen Streik sei kaum anzunehmen, es wäre im Gegenteil eher 

zu erwarten, dass das Übermaß der Begünstigungen, welche die Angestellten der 

Postsparkasse für sich beanspruchen, in den übrigen Dienstzweigen Widerspruch auslösen 

und deren Personal zur Stellungnahme gegen die Streikenden veranlassen werde. Redner 

bespricht sodann verschiedene Einzelmaßnahmen, die er für den Streikfall zu ergreifen 

gedenke und erbittet die Ermächtigung des Kabinettsrates zu der geplanten Vorgangsweise. 

Der Kabinettsrat nimmt den Bericht zur Kenntnis und ladet den Staatssekretär für Handel 

und Gewerbe, Industrie und Bauten ein, bei Ausbruch eines Streikes der Angestellten der 

Postsparkasse sein weiteres Verhalten nach den aus Anlass des Streikes der 

Gerichtskanzleibeamten gefassten Beschlüssen des Kabinettsrates vom 16. Mai 1. J. 

einzurichten. 

 

2. 

Verhandlungen mit der czechoslovakischen Regierung über Staatsbürgerschaft und 

Minderheitsschutz. 

Über Einladung des V o r s i t z e n d e n erstattet Sektionsrat Dr. F r ö h l i c h dem 

Kabinettsrate Bericht über die bisherigen Ergebnisse der in Wien fortgesetzten 
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Verhandlungen mit der czechoslovakischen Regierung über Staatsbürgerschaft und 

Minderheitsschutz. Die Beratung und Beschlussfassung im Kabinettsrate trägt streng 

vertraulichen Charakter. Das Protokoll darüber liegt in einer Ausfertigung in der 

Staatskanzlei. 
































































	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-184
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-184-001
	AT-OeStA_AdR-MRang-MR-1.-Rep.-KRP-184-002

